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Letzte Nachrichten
Ote imjyv ▼▼▼▼

Noch immer keine Klärung
ERB . Berlin , I . Dez . (Priv .-Tel .) Auch der heutige

vo rmittag hat die von allen Seiten gewünschte Klärung der
ianerpolitischen Lage noch nicht gebracht . Bis zur
Zlachmittagsstunde ist «och kein Termin für die in AuS-
ficht genommene neue Besprechung beim Reichs -
Präsidenten angesetzt. Es wird auch wieder als zweisel -
hast bezeichnet , ob die Entscheidung heute noch kommt . Das
gilt namentlich für die Betrauung des Generals von Schlei -
ch e r mit dem Kanzleramt . Auch jetzt steht die Kandidatur
Schleichers weiter als einzige im Bordergrund . Es scheint
aber, daß der General immer noch Möglichkeiten sieht, die die
BasiS seines Kabinetts nach der Seite der National -
fozialifte » hin verbreitern könnte«, und dies« Möglich-
Seit will er offenbar in aller Ruhe nnd Geduld ausschöpfen ,

f In welcher Form das geschieht, läßt sich noch immer nicht
mit absoluter Gewißheit übersehen . So sehr man auch in der
Wilhelm - und in der Bendlerstrage Verständnis für das Be¬
dürfnis der Öffentlichkeit nach einem baldigen Abschluß der
Krise hat , hält man doch an dem Standpunkt fest, daß jede
Berstä»dig« ngScha »ee ausgenutzt und daß dafür unter Um-
ständen auch eine weitere Verzögerung in Kauf genommen
werden muß . Unter diesen Umständen ist es im Augenblick
unmöglich , einen festen Zeitpunkt für die Klärung zu nennen .

Japanische Offensive in der Mandschurei
WTB . Tokio, 1 . Dez . (Tel .) Japan hat die Herausforderung

des chinesischen Befehlshabers in der Mandschurei, des Generals
Eupingwen , angenommen und eine allgeoieine Offensive in
Richtung auf Hailar begonnen .

AeßttasSvüÄßabvDavte« «. ÄlvbettevrüÄ-
fahvkavte« an Meibnacktenund Aeuiahv

1932/33
Wie im Borjahre werden auch in diesem Jahre Festtags -

rücksahrkarten mit 33Y» Proz . Ermäßigung und Arbeiterrück -
fahrkarten mit SV Proz . Ermäßigung für alle Verkehrsver¬
bindungen der Reichsbahn mit verlängerter Geltungsdauer
ausgegeben .

Die Festtagsrückfahrkarten gelten zur Hinfahrt vom 21 . De -
zember , v Uhr , an allen Tagen bis zum 1 . Januar , 24 Uhr
(die Hinfahrt muß am l . Januar um 24 Uhr beendet sein) ,
5ur Rückfahrt vom 23 . Dezember , 12 Uhr , an allen Tagen bis
zum 10. Januar , 24 Uhr (die Rückfahrt muß am 10 . Januar
um 24 Uhr beendet sein ) . Die Festtagsrückfahrkarten können
vom IS . Dezember 1332 an bei den Fahrkartenausgaben und
Stellen des Mitteleuropäischen Reisebüros gelöst werde »! . In
Verbindungen , für die keine fertiggedruckten Sonntagsrück¬
fahrkarten aufliegen , sind die Karten zwei Tage vor Antritt
der Reise zu lösen oder zu bestellen Die am 5 ., 6 ., 7 . und
8. Januar 1933 für bestimmte Verbindungen zur Ausgabe
kommenden Sonntagsrückfahrkarten dürfen zur Rückfahrt an
allen Tagen bis zum 10. Januar 1ö33 , 24 Uhr , benutzt wer -
den. Die Rückfahrt muß am 10. Januar , 24 Uhr , beendet sein .
IFFD - , FD «, Schnell - und Eilzüge können mit Festtagsrück -
fahrkarten gegen Zahlung der tarifmäßigen Zuschläge ohne
Einschränkung benutzt werden .

Die in der Zeit vom 21. Dezember 1932 bis 19. Januar 1333
gelösten Arbeiterrückfahrkarten gelten zur Fahrt nach dem
Wohnort vom 21 . Dezember 1932 , 9 Uhr , an allen Tagen bis
zum 8 . Januar 1933 , 24 Uhr , und zur Fahrt nach dem Ar -
beitsort vom 23 . Dezember 1932, 9 Uhr , an allen Tagen bis
zum 10 . Januar 1933, 24 Uhr . Eil - und Schnellzüge können
mit Arbeiterrückfahrkarten auch auf Teilstrecken benutzt wer -
den , wenn der Reisende eine Arbeiterrückfahrkarte für min -
destens 76 Kilometer benützt .

Nachrichten
Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungskosten im No¬

vember ist im Durchschnitt des Monats um 9,2 auf 118,8
wgenüber 119.» im Vormonat ) zurückgegangen . Es haben
»achgegeben : die Indexziffern für Ernährung , um 0,1 Proz .
auf 109,5, Wohnung um 9,2 Proz . aus 121,4 , Bekleidung um

Proz . auf 113,2 , sonstigen Bedarf um 9,1 Proz . auf 104,0 .
T 'e Indexziffer für Heizung und Beleuchtung hat sich um 0,3
Proz . auf 130.4 erhöht .

Ei» Bolksbegehren des Frontkriegerbuudes . Der Frontkrieger -
bund , der Unterschriften für ein Volksbegehren zur Wiederher -
pellung einer deutschen Wehrmacht auf der Grundlage einer
allgemeinen Wehrpflicht sammelt , gibt bekannt , daß es ihm
«elungen sei , statt der benötigteil 500C) Unterschriften 20000 von
Jen Gemeindebehörden bestätigte Unterschriften für seinen An -

aufzubringen . Der Antrag sei dem Reichsminister des
Innern zugeloitet worden .

195 Kommunisten ia Warschau verhaftet . Die Polizei hob
»»> Mttwoch in Warschau eine Kommunistenversammlnng
aus ; igg Personen wurden festgenommen .

Der italienische Abgeordnete Turati wurde auf unbestimmte
« kit seiner Dienstgeschäfte entHobe« wegen unzulässiger Äuße¬
rungen in Privatbörsen .

Die chinesische Regierung wieder in Nanking . Die chine-
stlche Nationalregierung , die während des Vormarsches der
Japaner nach Loyang geflüchtet war , hat die Geschäfte in
Banking wieder aufgenommen .

Die Nadischen Mrchenvertrage
Rede des Ministers des Kultus und Unterrichts Dr . Baumgartner

Landtagssitzung vom 3« . November
Meine Damen und Herren ! Die Badische Staatsregierung

hat dem Landtag unter dem 7. November den Entwurf eines
Gesetzes zu dem Bertrag des Freistaates Bade » mit dem Hei -
ligen Stuhle und unter dem 14. November den Entwurf eine ?
entsprechenden Gesetzes zu dem Bertrag des Freistaates Bade «
mit der Bereinigten Evangelisch - Protestantischen Landeskirche
Badens zur Beratung und Entschließung vorgelegt .

Die Regierung hat in der Begründung zu den beiden Ge -
setzen in eingehender Weise

die historische Entwicklung des ganze » Bertrags -
Problems,

wenn man so will , der beiden Vertragsprobleine ,
die rechtliche und tatsächliche Rotwcndigkeit der ver-
traglichen Regelung der Verhältnisse zwischen Staat

und Kirche in Bade »
dargelegt . Diese beiden Gesetzentwürfe mit den Verträgen sind,
wie Sie aus dem Berichte des Herrn Abgeordneten Ör. Föhr
gehört haben , im Haushaltsausschuß durchberaten worden . Der
Bericht des Herrn Berichterstatters , wie er Ihnen ja bereits
gedruckt vorliegt und der ergänzende Bericht von heute , waren
so eingehend , daß ich mir heute in der Debatte , wenigstens zu -
nächst, größte Beschränkung auferlegen kann für das , was ich
Ihnen zu sagen habe . Ich behalte mir selbstverständlich für
die weitere Debatte vor , das Wort zu ergreifen , wenn und wie
es notwendig sei, aber ich will doch einige allgemeine Bemer -
kungen noch vorausschicken .

Wohl selten hat ein Gesetzentwurf bzw . eine den Landtag
beschäftigende Materie ein so starkes Interesse , aber auch eine

!
o starke , ja leidenschaftliche Stellungnahme weiter Kreise un -
eres Volkes hervorgerufen , wir gerade dieses Konkordat bzw .

diese Verträge . Es habe » darüber geschrieben und noch mehr
geredet auch leider allzuviele , die nicht immer mit der ersor -
oerlichen Sachkenntnis , noch weniger mit der notwendigen Ob -
jektivität und dem ehrlichen Willen zum Frieden und zur Ge -
rechtigkeit nach allen Seiten hin sich gerade hier betätigt haben
(Sehr richtig ! beim Zentrum ) . Wer so gehandelt hat , trägt
eine große Verantwortung für das , was an politischen Folgen ,
aber auch darüber hinaus an Beunruhigung und Verbitterung
im Volke selbst ausgelöst worden ist (Hört ! Hört ! links ) . Wenn
man die unendlich vielen Streitartikel , Protestreden und Reso -
lutionen gegen die Verträge gelesen hat , darf man sagen , daß
wohl selten so viel Vorurteile und aus antiquierten Kultur -
kampfgelüsten heraus entstammende Voreingenommenheit sich
so unverhehlt gezeigt haben , wie bei den vorliegenden Berträ -
gen und ihren Mantelgesetzen (Sehr richtig ! beim Zentrum ) .
Es wurde von den Konkordatsgegnern fast so dargestellt , als
ob die Regierung mit diesem Konkordat mutwillig oder leicht-
fertig einen Zündstoff in das sonst so friedliche Land Baden
hineingeworfen hätte . Andere Kreise wieder behaupten , man
habe Machtansprüchen der Kirchen in schwächlicher Nachgiebig -
keit seitens des Staates entsprochen und habe unnötigerweise
staatliche Hoheitsrechte preisgegeben , und wie dergleichen Vor -
würfe lauten . . Allen diesen Vorurteilen und unberechtigten
Vorwürfen gegenüber erkläre ich : Die Badische Staatsregie -
rung ist sich von Anfang an ihrer Pflicht dem Staate gegen -
über voll und ganz bewußt gewesen und ist sich dieser Pflicht
w jedem Stadium der Entwicklung der ganzen Bertragsver -
Handlungen bei beiden Kirchen bewußt geblieben , und sie muß
es deshalb mit aller Entschiedenheit zurückweisen , wen » Bor -
würfe derartiger Art, wie ich sie vorhin dargelegt habe, erhoben
werde » wollen . Darüber , wie und in welcher Art staatliche
Rechte wahrzunehme » find , Belehrungen entgegenzunehmen ,
von welcher Seite sie auch konimen mögen , lehne ich und lehnt
die Badische Staatsregierung ab (Zwischenruf des Abg . B o d ) .
Selbstverständlich soll damit das Recht der Kritik des Landtags
durchaus nicht tangiert werden (Zuruf des Abg . Bock ) . Um so
mehr aber sollte und dürfte man erwarten , daß die zur Prü¬
fung und Entscheidung berufenen Vertreter des Volkes hier im
Parlament frei von Vorurteilen und unbeeinflußt aber auch
vom Druck der Straße und unbeeinflußt von dem Druck von
Organisationen und Resolutionen ruhig und objektiv , aber auch
mit dem ehrliche » Willen zur sachlichen Gerechtigkeit nach
jeder Seite hin an ihre Aufgabe herantreten (Zuruf des Abg.
Bock : nach jeder Seite hin ! ) .

Es ' hat ja seit 100 Jahren stets das Grenzgebiet , auf dem
Staat und Kirche gemeinsam sich vielfach berührende , sich
manchmal auch überschneidende Interessen wahrzunehmen ha -
ben , immer lebhafte Meinuugskämpfe ausgelöst (Abg . Bock :
manchmal sogar mehr wie das ! ) . Jawohl , auch manchmal mehr
wie das . Gemeinsam ist beiden Mächten, d. h . dem Staat und
der Kirche , die Pflege ethischer Werte und Güter im Volk
(Abg . Bock : hat sehr ethisch ausgesehen ! ) , hier also des reli -
giös - sittlichen Gebiets . Der Staat muß nach meiner Auffassung
um seines eigenen Bestandes willen und um seiner eigenen
inneren elementarsteil Aufgaben willen , nämlich der Förde -
rung nicht nur der materiellen , sondern auch der geistig -sitt -
lichcn Kultur des Volkes , seiner Bürger zu dienen , nicht gegen ,
sondern mit den geistigen Mächten — und das sind die Kit -
chen in allererster Linie — Hand in Hand gehen . Beide Teile
haben ja » an denselben Menschen , die aus dem Wesen ihrer
eigenen innersten Institutionen sich ergebenden Erziehungs -
und Kulturaufgaben zu erfüllen . Darum kann es gar keine
absolute und restlose Trennung von Staat und Kirche geben
— es sei denn , man wolle die Kirche auf den Stand eines
reinen Privatvereins herabdrücken ( Zurufe : Sehr richtig ! ) .
Die Berührungsgebiet « werden sich ja immer wieder ergeben

zwischen Staat und Kirche , und zwar allein schon deshalb , weil
es ja meist dieselben Menschen find, die gleichzeitig Bürger des
Staates und Angehörige ihrer Kirche sind (Zuruf : Nicht im -
mer ! ) . Darum ist es eine der wichtigsten Aufgaben für beide
Gewalten , für Staat und Kirche , die Abgrenzung , wo es nötig
ist, und die Berständigung , wo gemeinsame Arbeit erforderlich
ist , zu suchen und zu finden . Es hat Zeiten gegeben , und es
gibt leider auch heute noch Kreise , die jede auf dem Boden der
Gleichberechtigung auf den genannten Gebieten erfolgende
Verständigung ablehnen und alle Regelungen durch einseitige
Staatsgesetze diktieren wollen .

Es ist in diesem Zusammenhang interessant , was seinerzeit
zu dieser Frage des Staatskirchentums der damalige Führer
der Deutschnationalen Fraktion des Landtags , der Herr Abg.
Geheimrat v . Mayer , in einem Artikel am 11 . März 1930 in
der „ Badischen Presse in diesem Zusammenhang geschrieben
hat . Ich zitiere wörtlich :

„Der unverzeihliche Fehler , den man auf evangelische .:
Seite machte , namentlich in den verantwortlichen Stellen ,
war der , daß man sich dem System des Staatskirchentums
zu sehr unterwarf , daß es auch heute noch Menschen gibt ,
die ihm — nämlich diesem System — zugeneigt sind .

'

Meine Damen und Herren ! Ich glaube , wir modernen Me »-
schen sollten über diese primitive Auffassung vom Staatskir -
chentum allmählich hinausgewachsen sein . Ich glaube , wir soll -
tLn allmählich gelernt haben , anzuerkennen , welche Bedeutung
die Kirchen für den Staat und dieses Staates Kultur - und
sozialen Aufgaben auch in der modernen Zeit haben und zu
erfüllen haben .

Daraus erwächst aber auf der anderen Seite die Pflicht , daß
auf all den Gebieten , wo durch die geschichtliche Entwicklung
der Dinge sich das Bedürfnis nach Klärung und Verständigung
zwischen den beiden Mächten , zwischen Staat und Kirche her -
ausgestellt hat , dieser Klärung und Aufklärung nicht ausge -
wichen werben darf , sondern daß offen mit dem ehrlichen Wil -
len , dem wahren religiösen Frieden zu dienen , die Hand zu
einer Verständigung und zur erforderlichen Regelung unge -
klärter Entwicklungsverhältnisse gereicht wird . Aus diesen Er -
wägungen und von dieser Gesinnung aus hat die Badische
Staatsregierung das Werk der vorliegenden Verträge begon -
nen und nach langwierigen lind manchmal sehr schwierigen
Verhandlungen zu dem Ende geführt , daß Ihnen nunmehr die
Verträge , meine Damen und Serren , zur Genehmigung vor «
liegen ( Abg . Bock : oder zur Nichtgenehmiguug ! ) .

Ich komme daher zunächst zu iei Frage :
lag ein Bedürfnis oder eine Notwendigkeit vor, mit '
der Katholische« Kirche ein neues Konkordat abzu-

schließen?
Wir haben in der Begründung zu dem Gesetzentwurf , und der
Herr Berichterstatter hat in seinem Bericht , der Ihnen schrift-
lich vorlag , wie in seinem zugleich mündlich erstatteten Ergän -
zungsbericht in ausführlicher Weife die historische Entwick-
lung dargestellt , so daß ich mich hier kurz fassen kann . Ich
betone nochmals , es ist auszugehen von der gewaltigen Ver -
änderung in der gesamten Struktur in unserem alten deut -
schen Reich durch den Friede « von L»»L»ille von 1801 und dann
durch den die Säkularisation regelnden sogenannten Reichs -
devutationshauptschluß . also den Reichsrezeß oder das Reichs -
gesetz von 1803 . In diesem Reichsrezeß wurde den säkulari¬
sierenden neuen Staatsgebilden , also auch dem badischen
Staat , der ja bekanntlich durch diese Säkularisationen und
Modiajisierungen von 1803 und 1806 auf den sechzehnfachen
Umfang seines bisherigen Gebietes angewachsen ist — ich sage,
hier in diesem Reichsrezeß wurde den säkularisierenden Staa -
ten mit den ihnen zufallenden ehemaligen geistlichen Besitzun -
gen bestimmte Lasten und Verpflichtungen auferlegt (Abg.
Bock : Es ist ein bißchen reichlich lange her ) , die insbesondere
in den Artikeln 35,34 und 77 näher präzisiert sind. Ich brauche
sie nicht zu zitieren , Sie können den Wortlaut in der Begrün -
dung selbst nachlesen .

Des weiteren befaßte sich dann die von den oberrheinischen
und einigen mitteldeutschen Staaten einberufene Konferenz
in Frankfurt mit den ganzen neu geschaffenen kirchenpoliti -
schen Lagen ihrer Länder und legte ja dann ihre Ergebnisse
nieder in der Deklaration vom 14 Oktober 1818. Äuch der
Wortlaut dieser Deklaration , besonders der Ziffer VIII , ist
Ihnen in der Begründung im Wortlaut unterbreitet . Auf
Grund dieser Deklaration , besonders der Ziffer VIII der
Deklaration , erließ dann der badische Landesherr unterm
23 . Dezember 1820 die Dotationsurknnde für das neu zu grün-
dende Landesbistum in Baden . Diese Dotationsurkunde wurde
dann im März 1821 dem Apostolischen Stuhl überreicht . Die
schon vorausgegangenen und hier nachfolgenden Verhandtun -
gen mit Rom brachten dann eine Vereinbarung nicht
nur mit Baden , sondern mit fast sämtlichen dieser
oberrheinischen Staaten zustande . Diese Vereinbarungen
wurden in der Form gleichlautender staatlicher und
kirchlicher Gesetze getroffen und zur Darnachachtung publiziert .
Es sind dies die päpstlichen Bullen „Provida solersque " vom
16 . August 1821 — die ja die Errichtung u»d Umgrenzung der
Oberrheinische « Kirchenpr»vi« z enthält — und die Bulle „Ad
dominici gregis custodiam " vom 11 . April 1827 für das Erz¬
bistum Freiburg — die die Wahl des Erzbifchofs , die Ernen -
nuna bzw . Bestellung der Domkapitulare . die Ausbildung der
Kleriker , die Vertretung des Bischofs den Verkehr des Bischofs
mit dem Heiligen Stuhl und die bischöfliche Gerichtsbarkeit



tonfofti — : Mefc beiden Bullen wurden als Staatsgesetze , mit
Entschließung - des badifchen Landesherrn vom 16. Oktober
1827, im Großh . bad . Staats - und Regierungsblatt Nr . XXIII
S . 211 publiziert .

Man hat die Frage aufgeworfen , das hat Ihnen vorhin
auch der Herr Berichterstatter noch einmal unterstrichen , ob
diese Art von Vereinbarungen der zwanziger Jahre des vorigen
Jahrhunderts einen Vertrag oder ein „Konkordat " darstelle .
Ich kann Ihnen die Versicherung geben , daß die weit über -
wiegende Mehrzahl der Schriftsteller , die sich mit dem ganzen
Gebiet befaßt haben , der Meinung ist. daß hier eine Berein -
barung mit vertraglichem Charakter vorliegt . Diese Meinung
hat auch seinerzeit bei der Vorlage des Preußenkonkordats im
Preußischen Landtag der damalige preußische Minister für
Wissenschaft , Kunst und Volksbildung , Dr. Becker, Ausdruck ge -
geben ; et sagte in seiner Rede wortwörtlich :

„Der Weg vom Reichsdeputationshauptschluß bis zur
Weimarer Verfassung ist ein ungemein schwieriger und
dornenvoller gewesen . Seine Hauptetappen sind die Zir »
kumskriptionsbullen und der Kulturkampf . Die Zirkum -
skriptionsbulle „De Salute animarum " für Altpreußen
Ibom 10 . Juli 1821 dringt die Verständigung zwischen Staat
und Kirche über die durch den Reichsdeputationshaupt -
schluß und die ihm folgenden Umgestaltungen gegebene
neue Lage der - Dinge . Man wählte damals — vom prote -
stantischen Königtum aus gesehen , durchaus richtig — nicht
die Form eines Konkordats , mit dem Bayern im Fahre

v . 1817 vorangegangen war , sondern die Form einer päpst -
lichen Bulle in Verbindung mit einem Staatsgesetz . Man
war sich aber darüber klar , daß diese Form tatsächlich einen
Vertrag darstellte .

"

Auf diesem Standpunkt steht die preußische Regierung bis
zum heutigen Tag , und diese Auffassung ist auch der Aus -
gangspunkt für die vertragliche Neuregelung gewesen , die
Ihnen vorliegt . Nach den Ausführungen , wie sie eine ganz
große Anzahl von Rechtslehrern uns gegeben hat — zu diesen
Interpreten zähle ich auch den früheren Herrn Abg. Dr. Glock¬
ner — kann , wie ich glaube , wohl kein Zweifel darüber be-
stehen , daß damals / Quasikonkordate , also Verträge , vorgelegen
haben . (Mg . Seubert : Und das ist entscheidend ! ) . Ich habe
den Inhalt der in Betracht kommenden Bullen sowie der Fun -
dations - und Dotationsurkunden ja ausdrücklich in der Be -
gründung abgedrückt ; der Herr Berichterstatter hat Ihnen ja

' ebenfalls einen großen Teil davon hier publiziert .
Run hat gerade auch in den Debatten und in den Zeitungs -

artikeln der letzten Monate
die Frage der Rechtskraft dieser Abmachungen aus den

zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts
eine große Rolle gespielt . Es ist — wie das hier vom Herrn
Berichterstatter ausdrücklich festgestellt wurde — von niemand
etwa bestritten worden , daß die Konkordate , die Verträge oder
Vereinbarungen jener zwanziger Jahre in ihrer Gesamtheit
noch in Geltung seien , sondern es ist immer nur , sowohl von

. feiten der Kirche - als auch von seiten des Staates , wie auch
draußen in der Debatte , immer nur gesagt worden , daß diese
Verträge weitgehend durchlöchert und durch nachfolgende Ge -
setzgebnngsakte des Staates und der Kirche in einzelnen Teilen
außer Kraft getreten sind . Es ist klar , daß bei dieser Sach -
läge — nicht nur auf seiten der Kirche , sondern auch auf seiten
des Staates — der Wunsch bestehen mutzte , hier eine neue

.- Klärung darüber herbeizuführen , was denn nun eigentlich
von den Konkordaten noch in Gültigkeit sei, was durchlöchert ,
was indirekt oder direkt aufgehoben oder außer Kraft gesetzt
ist und was einer , Neuregelung bedürfe . Daß diese Aufgabe
.vorliege , war nicht nur die Meinung der badischen Regierung
und der Kirche im jetzigen Zeitpunkt , sondern diese Meinung
war schon im Jahre 1919 bei der Debatte über die Weimarer
Verfassung maßgebend gewesen . Im Jahre 1929 hat der da-
malige preußische Minister für Wissenschaft , Kunst und Bolls - .
Bildung , Dr. Becker, im Preußischen Landtag — in der gleichen
Rede , die ich vorhin schon erwähnte — ausgesprochen :

„Es bestand ein Vertrag , und es bestand die Reichsver¬
fassung . Der Vertrag mußte der Reichsverfassung ange -
paßt werden Dieser Meinung war die preußische Regie - '

rung schon in Weimar ,
»- also schon seit 1919 —

und schon mein Amtsvorgänger , der leider viel zu früh
verstorbene Haenifch

t— der bekanntlich der Sozialdemokratie angehörte —

hat im Einvernehmen mit dem damaligen Reichs - und
Pteutzenkabinett dem Vertreter des Heiligen Stuhles die
Bereitwilligkeit zu dieser Neuregelung ausgesprochen . Es
dauerte dann allerdings mehrere Jahre , ehe es zu form -
lichen Verhandlungen kam.

Nun gibt Dr. Becker eine Schilderung der Vertragsverhand -
lungen Bayerns und sagt,

' wie es dann zu den preußischen
Verhandlungen kam . Dann fährt er fort , über die Kompetenz
der Länder zum Abschluß von Verträgen selbst zu sprechen.

In der Begründung haben wir Ihnen ausführlich dargelegt ,
welche Gesetze de* Baöifche Staat zur Regelung des Verhalt -
.nisse von Staat und Kirche im Laufe eines Jahrhunderts er -
lassen hat ; von diesen - Gesetzen greift eine ganze Anzahl tief
ein in das Vertragsverhältnis , das aus den Bullen von 1821
bis 1H27 resultierte ; ich erinnere nur an das große Gesetz vom
S. . Oktober 1860. an 1

das sogenannte badische Kirchengesetz ;
. ich erinnere an die folgende Gesetzgebung der siebziger Jahre ;

ich erinnere vor allen Dingen aber daran , wie dieses Verhält -
yis durch die badische Landesverfassung uud durch die Reichs -
Verfassung grundlegend tangiert und geändert worden ist . In
welcher Weise hier die Reichsverfassung und die Landesver -
fassung eingegriffen haben , das ist Ihnen in der Begründung
dargelegt ; dort ist insbesondere ausgeführt , wie aus der Reichs -
Verfassung die Artikel 137 und 138 in Frage kommen , in denen
vor allem die absolute Amterbesetzungssreiheit und die absolute
Verwaltungshoheit der Kirchen für ihre Gebiete ausdrücklich
in der Verfassung verankert wurden . Damit ist ein Kardinal ,
punki des bestehenden Konkordats nicht nur etwa tangiert ,
sondern in einer solchen Art und Weise erfaßt , wobei zwar
in dem Verhältnis zwischen Staat und Kirche das im Kon -

' iotdat festgelegte Recht des Staates , bei der
Bischofswahl

mitzuwirken , nicht berührt worden ist. es jedoch in dem inner -
staatlichen Verhältnis zwischen dem Staate selbst und der
ReiHsverfaffung dem Staate direkt Verbote« ist, sich in die
Wahl des Erzbischofs , ja überhaupt in die Ämterbesetzung der
Kirche einzumischen . Schon allein diese eine Frage zeigt Ihnen ,
wie notwendig eine Klärung hinsichtlich der strittigen Punkte
— und damit eine Neuregelung war .

Eine zweite Frage war ja die . ob der Staat das Recht hat ,
zu verlangen , daß die

Ausbildung der künftigen Geistlichen
in einer bestimmten Form ersolgen bzw . , daß die Voraus -
setzungen dafür so beschaffen sein müßten , wie sie das Gesetz
vom 9 . Oktober 1860 hzw . die Verfassung von 1919 stimuliert
hat . Auch darüber hat sich die Reichsverfassung ganz klar

ausgesprochen : nämlich in dem Sätze , daß die Kirche ihre
Amter frei verleihen , also auch die Voraussetzungen ' dafür ' frei
schaffen könne . Ich glaube , Sie sind ^mil mir wohl alle der
Auffassung , daß der Staat das allergrößte Interesse daran
haben muß zu wissen , in welcher Weise die in seinem Landes -
gebiet amtierenden .Geistlichen vorgebildet sind . Der Staat
hat ein Interesse daran , daß hier eine gewisse Gleichartigkeit
der Vorbildung zum mindesten bis zu einem gewissen « tadium
garantiert ist für die verschiedensten akademischen Berufe ;

'
auch das bedurfte einer Neuregelung . Auch das ist in dem
neuen Vertrag wiederum auf dem Wege des Konkordats ge-
regelt worden .

Ein Drittes ist . . . .
die Frage der Dotationen .

Die Frage der Dotationen hat ja beinahe hier im Landtag bei
jeder Budgetberatung eine Debatte ausgelöst . Ich darf nur
auf die Aussprache hinweisen , die seinerzeit hier stattgefunden
hat in diesen Räumen in der verfassunggebenden badischen
Nationalversammlung und darf Sie verweisen auf den ein -
gehenden Bericht , den der Abgeordnete Dr. Zehnter namens
des Verfassungsausschusses über das Verfassungswerk erstattet
hat . In diesem Bericht hat der Abg . Dr. Zehnter ausdrücklich
referiert , wie mit 19 bei 2 Stimmenthaltungen der Berfas -
fungsausschuß und unter Zustimmung des damaligen Justiz -
Ministers Marum seiner Meinung dahin Ausdruck gegeben hat
— ich zitiere wörtlich —

„daß sich aus dem Recht der Kirche , die Kirchenämter
selbst zu verleihen , das Recht ergibt , daß die oberste Kir -
chenbehörde ohne Mitwirkung der staatlichen Behörde zu
besetzen, daß also insbesondere auch die dem Staat nach [
den Bullen „ Provida Solersque " und Ad dominici gre -
gis custodiam " bisher zustehende Beteiligung an der Be -
setzuug des Crzbischöflichen Stuhles und Domkapitels
fortan in Wegfall kommt .

"

Auf Grund der Verfassung , der Landes - und später dann auch
der Reichsverfassung naturgemäß ! Er hat weiter berichtet aus
dem Vexsassungsausschuß :

„Mit der gleichen Stimmenzahl und unter Zustimmung
des .damaligen Justizministers Marum sprach diese Kom -
Mission ihre Meinung dahin aus , daß trotz der Beseitigung
der Mitwirkung des Staates bei der Ordnung und Ver -
waltung der Angelegenheiten der Kirchen diejenigen Lei -
stunaen des . Staates an die Kirchen fortzudauern haben ,
welche auf einer rechtlichen Verpflichtung , sei es privat -
rechtlichen oder öffentlich - rechtlichen Ursprungs , beruhen ,
und daß zu den Verpflichtungen dieser rechtlichen Art ins -
besondere auch diejenigen gehören , welche dem badischen
Staat auf Grund des Reichsdeputationshauptfchlusses vom
25. Februar 1803 anläßlich der Säkularisation uud Ein -
ziehung der Kirchengüter auferlegt worden sind . Die sich
hieraus und aus ähnlichen Verhältnissen ergebenden Ver -
pfiichtnngen müssen also nach Meinung der Kommission
auch weiter vom Staat erfüllt werden .

"

Diesem Bericht des Abg . Dr. Zehnter über die VerHand -
lungen des Verfassungsausschusses, , der mit . 19 bei nur 2 Ent -
Haltungen gegen . keine einzige Stimme ausdrücklich genehmigt
worden ist, ist im Plenum der verfassunggebenden National¬
versammlung von keiner Seite widersprochen worden . Es . ist
also klar , daß die verfassunggebende Badische - Nationalver¬
sammlung Rechtsverpslichtnngen , wie sie sich aus dem Reichs -
deputationshanptschluß ergeben haben , nicht in Abrede stellen
wollte und auch nicht in Abrede gestellt hat . Davon ist auszu -
gehen bei der Beurteilung , ob auch weiterhin dixse Rechtsveri -
pflichtungen bestehen . Es ist bei jeder Kultusdebatte hier iiy
Badischen Landtag immer und immer wieder betont worden ,
von der einen oder der anderen Seite , auch von dem einen
oder anderen Berichterstatter ist betont worden , daß bei dem
Anlaß der Beratung über diese Kultusforderungen die Rechts -
frage selbst weder bejaht noch verneint werden soll. Es ist
auch ganz selbstverständlich , daß der Landtag dazu gar nicht
in der Lage ist, die Rechtsfrage hier etwa zu klären , ohne daß
nicht ein ganzer Rattenkönig von Prozessen vorangeht .

Meine Damen und Herren ! Im Interesse des Staates möchte
ich dringend wünschen , daß nie der Zeitpunkt kommt , daß der -
artige Rechtsfragen vor den Gerichten ausgetragen werden sol -
len , denn ich habe die felsenfeste Uberzeugung , daß dabei der
Staat finanziell wesentlich schlechter fahren würde , als er jetzt
fährt mit der Rechtsverpflichtung , die er nunmehr vertraglich
auf sich nimmt hinsichtlich der Gesamtsixierung der Summe
für die Dotationen für die beiden Kirchen . Also schon allein
aus diesen Gründen heraus — ganz abgesehen von den Rechts -
gründen — glaube ich , sollte man nicht zu einer Ablehnung ,
sondern zu einer Zustimmung kommen . ,

Der Herr Berichterstatter hat Ihnen dann dargelegt , wie aus
diesen Erwägungen heraus , daß die Rechtsmaterie selbst unge -
klärt ist , daß hier so viele

konkordäre Bestimmungen durchlöchert und überholt
sind , einerseits durch die einseitige staatliche Gesetzgebung , aber
auch anderseits durch das gemeine kirchliche Recht , das hinein -
strömt — wie es der Herr Berichterstatter sehr gut in seinem
Bericht ausgedrückt hat — hineinströmt in diese Lücke , die durch
diese Unklarheit der Rechtsverhältnisse geschaffen worden ist.
und damit wirkt — ich sage dieses Hineinströmen des kirch -
lichen gemeinen Rechts —, daß das auch wieder dazu beigetragen
hat , daß die Unklarheit über das , was nun wirklich jetzt gilt
oder was Nicht mehr zu gelten hat , noch größer geworden ist.
Aus diesen Erwägungen heraus hat die Badische Staatsregie -
rung ihre Zustimmung dazu gegeben , daß man der . Frage
einer Neuregelung nähertreten solle . Auf die Anfrage , die sei-
nerzeit der Apostolische Nuntius Dr . Pacelli an die Badische
Staatsregierung gerichtet hat , hat sie zustimmend geantwortet .
Die nach der Landtagswahl 1929 neu konstituierte Koalitions¬
regierung hat dann am 14. Januar 1930 hier im Landtag in
ihrer offiziellen Erklärung ihre Bereitwilligkeit , zu Vorhand -
lungen und zu einem Konkordatsabschluß zu kommen , erklärt .
Der damalige Kultusminister Dr. Remmele hat unterm 20.
Januar 1930 an das Badische Staatsministerium einen Ent -
Wurf geleitet mit dem ausdrücklichen und formellen Antrag ,
ihn zu ermächtigen , die Verhandlungen mit dem Heiligen
Stuhle aufzunehmen . Sie kennen ja die Gründe , die eine Ver -
zögerung der Verhandlungen dann herbeigeführt haben , die
Budgetberatung , dann der Regierungswechsel . All das hat eine
Verzögerung verursacht , die Arbeiten selbst haben aber nicht
s>erubt .

Die Verhandlungen sind dann von neuem aufgenommen
worden dadurch , daß ich dem Staatsministerium am 18. Fe -
bruar eine neue Vorlage unterbreitet habe mit dem neuen An -
taig , mich zu ermächtigen , als zuständigen Kultusminister , die
Verhandlungen zunächst mit der Kurie in Rom und danach
auch mit der Evangelischen Landeskirche aufzunehmen . Ich
habe dem Kabinett einen ausgearbeiteten Entwurf *und eine
eingehende Begründung für beide Verträge vorgelegt . Die
Verhandlungen mit dem Apostolischen Stuhle kamen zum Ab-
schluß mit dem 12. Oktober 1932 und fanden die Zustimmung
der Vertragsteile . (Schluß folgt )

Die Ktivchenvevtväge
vov dem Landtag

3. Sitzung .
DZ . Karlsruhe , 30. November 1932.

Bei stark besetzten Tribünen und gespannter Aufmerksam -
! ? it wird nachmittags die

Debatte über die Kirchenverträge
fortgesetzt .

Finanzminister Dr . Mattes
bemerkte zu den Ausführungen Dr. Schmitthenners , daß hin -
sichtlich der Heidelberger theologischen Fakultät die Parität nicht
gewahrt sei, und daß er , der Minister , daran die Schuld trage :
Weder zur Zeit der alten staatsrechtlichen Verhältnisse , noch
nach der Umwälzung sei ein absolutes Vetorecht der evang .
Kirche bei Besetzung der Lehrstühle verlangt worden . Der
Minist « stützt sich dabei auf Kommentare in der „Christlichen
Welt "

. In der Synode habe sich nur eine geringe Minderheit
für das Vetorecht ausgesprochen . Daraus habe der Staat
zwangsläufig die Konsequenz gezogen . Er . der Minister , gebe
zu , die Parität insoweit verhindert zu haben , und er sei wil -
lens , dafür vor dem Lande die Verantwortung zu tragen . Aus
dem Munde eines Dozenten hätte er eher Anerkennung als
Tadel verdient .

Der Standpunkt des Zentrums
wird vom Abg . Dr. Person vertreten . Dieser beginnt mit
Worten des Dankes für die Arbeit des Berichterstatters . Hätte
immer der gleiche Geist der Versöhnlichkeit und Verständigung
gewaltet , wie bei diesen Vertragsverhandlungen , so wäre Sem
deutschen Volke manche Sorge und Kümmer erspart geblieben .
Der Redner dankt allen , die am Vertragswerk in loyaler
Weise mitgearbeitet haben . Auch das Zentrum sehe nicht alle
Wünsche ' erfüllt ;

' es stelle sie aber um des hohen Ideales wil-
len zurück. Das Zentrum folge der Staatslehre Leo XIII .
Es handle sich um keinen Privilegionvertrag , sondern um die
Grundlage eines einträchtigen Zusammenwirkens von Staat
und Kirche. Ein Gegenstand des Vertrages sei selbstverständ »
lich auch der Religionsunterricht , nicht aber die Schule selbst.
Diese sei eine staatliche Angelegenheit . Der Redner wendet
sich in diesem Zusammenhang gegen die Aktion des Badische !»
Lehrervereins . Das Zentrum hält es für selbstverständlich ,
daß auch die evangelische Kirche , die seit 1918 in einem ver-
änderten Verhältnis zum Staat steht , zum Vertragspartner
gemacht wird . Gegen den Willen der Kirchenregiernng wäre
dies allerdings sehr schwer geworden . Was die Heidelberger
theologische Faknltät anlaugt , so könnte man höchstens »on
einer Unparität der verschiedenen Richtungen in der ovange -
lischen Kirche sprechen . Wir müssen die Regierung unter -
stützen , wenn sie einen vermittelnden Weg gefunden hat .

Der Redner setzt sich dann mit dem Abg . Dr. Schmitthenner
auseinander . Mit dem vorliegenden Vertrag solle die recht-
liche Unsicherheit beseitigt werden . Dazu fei es höchste Zei ^

Für die Deutsche Boltspartei
spricht Abg . Dr . Horn . Er erinnert an die früheren heftigen
Kämpfe um die Abgrenzung der Vtachtsphären der geistigen
und weltlichen Gewalten . Im Interesse des konfessionellen
Friedens müssen wir ein Verhältnis des Vertrauens herbei -
führen . Staat und Kirche können sich nicht voneinander treu -
nen ; sie sind auf einander angewiesen . Es ist nicht möglich,
daß sich der Staat desinteressiert erklärt an den Vorgängen
innerhalb der ^Kirchen . Es kann ihm nicht , gleichgültig sein,
wer an der Spitze der Religjonsgesellschaften steht, wie die
Vorbildung der Geistlichen erfolgt usw . Ein anderer Wez,
als den der gütlichen Vereinbarung , ist ausgeschlossen . Gerade
»Iis unserer liberalen Einstellung heraus erachten wir es als
unsere Pflicht , dem Vertragswerk zuzustimmen .

Der Staat kann sich den finanziellen Verpflichtungen gegen-
über der katholischen Kirche nicht entziehen , da es sich um
klagbare Ansprüche handelt . Andererseits hat der Staat
Rechte erhalten , auf die er nicht zu verzichten vermag . Die
Einstellung der katholischen und der evangelischen Kirche zur
theologischen Wissenschaft —- so fährt der Redner fort — ist
grundverschieden . Darum kann auch bezüglich der theolo-
gische Fakultäten der Grundsatz der Parität nicht angewendet
werden .

Der für die Kirchen wichtige Religionsunterricht müßte in
den Vertrag miteinbezogen werden . Die Schulform wird
vom Konkordat nicht berührt . Der Redner bedauert das Vor -
geben des Badischen Lehrervereins , da es innerlich unwahr -
haftig sei. Das Konkordat habe dem kommenden Reichsschul-
gesetz nichts ' vorweggenommen . Die in die Bevölkerung hin -
eingetragene Unruhe sei weder notwendig , noch begründet ge-
Wesen . Eine Änderung der Verträge liege nicht im Bereich de«
Unmöglichkeit , sofern eine Änderung der allgemein -
politischen Verhältnisse es verlangt . Auch dann dürfte der
Vertrag hinfällig sein , wenn einer der Vertragspartner die
übernommenen Verpflichtungen nicht einhält . Von einer
ewigen Bindung könne also keine" Rede sein .

Die .Fraktion der Deutschen Volkspartei , so schließt der Red»
ner , hat einmütig beschlossen, den beiden Kirchenverträgen
hie . Zustimmung zu geben .

Der Evangelische Volksdienst
läßt durch den Abg . Kriinlein eine Erklärung verlesen , die
dahin geht , daß dem Lebensinteresse der evangelischen Kirche
nicht Rechnung getragen worden sei . Bei der Besetzung der
theologischen Lehrstühle in Heidelberg habe man die Forde «
rung der Gleichwertigkeit außer acht gelassen . Auch fohle eint
die Simultanschule schützende Bestimmung . Der Evang . Volks-
dienst werde gegen die Kirchenverträge stimmen .

Minister Dr . Baumgartner
erhebt schärfsten Protest dagegen , daß ihm die Erklärung deS
Evang . Volksdienstes Ausführungen bei der Pressekonferenz
unterstellt , die er nie gemacht habe . Die berufene Instanz
zur Vertretung der Lebensinteressen der evangelischen Kirche
sei die Kirchenregierung , mit der er . der Minister , verchandelt
habe . Sie habe in keinem Augenblick von einer Verletzung
des Lebensintereffes gesprochen.

Die Kommunisten
vertritt der Abg . Bock. Er meint , der Gang der Debatte be-

weise , daß das Konkordat eher ein Instrument des Krieges
als des Friedens sei. Man habe darauf abgehoben , daß Ich»"
früher ein Vertragszustand vorhanden gewesen sei. Trotzdem
ergebe sich aus dem Verlauf der Geschichte der Erzdiozefe
eine zuweilen reckt große Spannung zwischen Staat un»

Kirche . Diese hätte stets Rom als Obermacht betrachtet
der Staat den Kürzeren gezogen . Auch der Standpunkt de»

heutigen Konkordats sei : Die Kirche kommt vor dem Staat «

Abg. Bock lehnt in scharfen Ausführungen beide Krchenvev «

träge ab .
'
.

Während einer heftigen Polemik des Redners gegen die
zialdemokraten gibt es auf der Linken wie auch auf selten w »

II



Rationalsazialisten häufige Zwischenrufe . Zuweilen entsteht im
^. auje grotze Unruhe . '

^
Abg . Reinboti » iSozdem .) ruft dem Abg . Köhler <Nat .°Soz .)

..Lugner zu . Abg . Köhler ruft ..Dreckspatz" zurück.
Beide Abgeordnete erhalten Ordnungsrufe .
Der Schluh der Sitzung bringt persönliche Bemerkungen der'

AbZ'
.
R " " b -" d <Sozde -t.. ) vr . Föhr (Zentr .) . Dr . W- ldeck und

KriinUm (@B. Volksd . ) . Letzterer veranlaßt den Minister zur
Unterstreichung der Feststellung , daß er nichts anderes als die
Interessen des Staates zu vertreten habe .

Die Aussprache geht Tonnerstag vormittag weiter .
*

DZ . Karlsruh «, 1 . Dez .
Präsident Tuffner kommt auf Grund des unkorrigierten

Stenogramms aus
die Borgänge am Schluß der gestrige » Rachmittagssitzung

zurück . Es seien Ausdrücke gefallen , die weder der Würde des
Parlaments noch der Würde des einzelnen Abgeordneten ent -
sprächen .

^
Der Abg . Reinbold habe den dem Abg . Dr. Föhr gemachten

Vorwurf unfairer Handlungsweise nicht zurückgenommen . Er ,der Präsident , erteile ihm deshalb nachträglich einen Ordnungs -
ruf . Die Art und Weise , so fährt er fort , wie sich der Abg.
Köhler als Zwischenrufer betätigt habe , gehöre in ein Kapitel ,
das mehr als beschämend sei .

Der Präsident bittet dringend , von derartigen Gepflogenhei¬
ten abzusehen , die eine Herabwürdigung jedes einzelnen des
Hauses darstellten . Er wende sich an die Ehre des Hauses ,
nicht auf diesem Wege fortzuschreiten , man mache sich sonst
lächerlich vor dem ganzen Lande . lLachen des Abg . Köhler ,
der einen weiteren Ordnungsruf erhält .)

Darauf wird die

Aussprache über das Konkordat
ifortgesetzt .

Der Standpunkt der Sozialdemokraten
Abg . Graf (Sozdem . ) sieht in der religiösen Toleranz und

Duldsamkeit das beste Mittel des Friedens . Die Neligions -
gesellschaften könnten sich im neuen Staatswesen nicht be-
schweren , es garantiere ihnen die sreieste Entfaltung .

Der Redner wendet sich dann gegen die Kommunisten , von
diesen durch fortwährende Zwischenrufe unterbrochen , so daß
der Präsident die große Glocke läutet und auf den § 77 der
Geschäftsordnung hinweist , der einen Abgeordneten mit dem
Ausschluß von der Sitzung bedroht , sofern er sich den Anord -
Hungen des Präsidenten nicht fügt .

Der Redner erklärt , daß seine Partei grundsätzlich gegen
Kirchenverträge sei, aber geglaubt habe , es sei besser mitzu -
wirken , um ein noch schlechteres Konkordat zu verhindern . Die

, Kommunisten seien nicht berufen , gegen die Sozialdemokraten ,
die ihre Meinungsverschiedenheiten frei austragen könnten ,
Vorwürfe zu erheben . Inzwischen hätten sich die politischen und
wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich verschärft . Daraus er -
Zläre sich der wachsende Widerstand gegen das Konkordat Der
Redner bringt dann eine Reihe sachlicher Einwände zur Sprache ,
insbesondere Bedenken hinsichtlich der finanziellen Verpflich¬
tungen .

Ms der Abg . Graf erneut scharfe Angriffe gegen die 'Kom¬
munisten richtet , protestieren diese durch erregte Zwischenrufe .
Abg . Bock ruft „Dusfner -Konkordat "

. Es entsteht große Un -
"
ruhe im Hause , Der Präsident schwingt die große Glocke und
greift zu dem Mittel der Ausweisung gegen die kommunisti -

l -schey AHaeprdzieten . Bock, Klausmann und Lechleiter . die unter
»ebhafkern Protest den Saal Verlässen .)

Abg . Graf fährt fort , die Schulfrage gehörte überhaupt nicht
in ein Konkordat , nachdem sie durch oie Gesetzgebung des
Staates geregelt sei und durchaus keine Nachteile für die Kir -
chen und Religionsgesellschaften beständen . Die jetzige Zeit

'
sei nicht dazu angetan . Kirchenverträge in so weittragendem
Ausmaß abzuschließen . Die sozialdemokratische Fraktion lehne

'
sie ab . ,,

Der Standpunkt der Demokraten
Abg . Hofheinz (Dem . ) führt aus . der Versuch einer geistigen

Auseinandersetzung sei dürftig ausgefallen . Der Tenor der
. >

'Zentrumspresse sei in den letzten Wochen der des „Nieder -

Inüppelns " jeder anderen Auffassung in der Konkordatsfrage
gewesen . Die liberale Presse habe eine starke Zurückhaltung
bewahrt , da ihr ja die sachliche Information gefehlt habe .
Allen Presseorganen , die zur Ausklärung beigetragen hatten ,
gebühre Dank . Diese Erörterungen könne man nicht als

„ Druck von der Straße " bezeichnen .
In einer Auseinandersetzung mit dem Abg . Dr . Föhr be¬

merkt der Redner , daß auf seiner Seite bzw . in den Kund -

gedungen des Bad . Lehrervereins mit klarem eindeutigen Ma -
tcxiöl gearbeitet ftjorbeit fei. Der Redner äußert dann fetne

. schweren Bedenken gegen die in den Kirchenvertragen emge -

. gangenen Bindungen . Er fordert den Weg der Staatsgesetz -

. gebung . Der Nachweis wäre erst noch zu fuhren , ob die Christ -

liehen Kirchen in Deutschland und speziell im badischen Staats -
leben in den letzten Jahrzehnten im Wege der ordentlichen
Gesetzgebung nicht erhalten haben , was ihnen die Lebens - und

Wirkungsmöglichkeit gewährleistet . Der Ncdner
^

erinnert in
diesem Zusammenhang an den in Baden tatsächlich bestehen -
den gesetzlichen Zustand , der den Kirchen weitgehendste Frei -

heit und Rechte einräumt . Der Staat solle sich von mnerkirch »
ljchen Angelegenheiten fernhalten .

Auf Einzelheiten des Konkordats eingehend , findet der demo¬
kratische Redner , daß das Staatsrecht wiederholt an das Air -

. .. chenrecht gebunden werde . Die Dinge gehörten aber im Rah -
>men der Staatsgesetzgebung geregelt . Eine absolut gebundene

theol . Fakultät in Heidelberg wäre ein Unerwünschtes Bild .
Für Freiburg hätte der staatliche Einfluß etwas stärker sein
dürfen . In der Einbeziehung des Religionsunterrichts m die

Verträge sieht der Redner einen Ausgangspunkt der Beunru -

higung . Es bestehe eine unleugbare Gefahr für die Simultan -
schule . Der Religionsunterricht bilde einen integrierenden
Bestandteil der badischen Schulgesetzgebung und sei außerdem
in der Reichs - und Landesverfassung gesichert . Es hatte also
kerner weiteren Sicherung bedurft , deshalb die grundsätzliche
Auffassung , daß man den Religionsunterricht aus

^ dem Kon¬
kordat herauslassen sollte . Wollte man das nicht, so -,hätte die
gemeinsame badische Simultanschule im Konkordat garantiert
werden müssen . Die evang . Kirche habe sich nach einer 13-
jährigen absoluten Selbständigkeit an eine politische Klau,el
gebunden . Das sei für ihn . den Redner , etwas Unmögliches .

' Er schließt : Wir wollen aus der Sache nicht eine machtpoliti -
sche Angelegenheit machen . Es handelt , sich für uns um die
demokratische Verpflichtung auf die Freiheit der Kirchen unter
dem Schutz des Staates .

Die Nationalsozialisten
lassen durch den Abg . Köhler eine Erklärung abgeben , der -
zufolge sie Konkordate nicht grundsätzlich ablehnen . Sie sind
jedoch der Auffassung , daß die gegenwärtige Zeit zum Ab-
schluß von Kirchenverträgen nicht geeignet sei. Deutschland
befinde sich heute in einer revolutionären Umschichtung seiner

, Kräfte . Die beiden großen christlichen Kirchen müßten einig
sein im Kampfe gegen Bolschewismus , Atheismus und gegen

die furchtbare wirtschaftliche und soziale No ! unseres ' Volkes .
Erst nach Überwindung dieser Gefahren dürft », der Zeitpunkt
gekommen sein , das Verhältnis der Kirchen zum Staat ver -
traglich festzulegen . Von dieser Erkenntnis schienen die Ur -
Heber der vorliegenden Verträge nicht geleitet gewesen zu sein .
Weiter heißt es in der Erklärung , die NSDAP , hätte , wenn
man schon Verträge in heutiger Zeit für geboten erachtete als
weitaus stärkste Partei in Baden von d: n Vertragsentwürfen
rechtzeitig in Kenntnis gesetzt und zur Mitarbeit herangezogen
werden müssen . Sie hätte dann Gelegenheit genommen , not -
wendige Wünsche und Forderungen zur Sprache zu bringen .
Man habe die Mitarbeit der großen deutschen Volksbewegung
Adolf Hitlers nicht gewollt . Deshalb müsse die Fraktion der
NSDAP , die Verantwortung für die Verträge in vollem Um -
fange denen überlassen , die sie von der Mitarbeit ausgeschlossen
hätten . Sie werde gegen beide Verträge stimmen .

In persönlicher Bemerkung erklärt Abg . Dr. Schmitthenner
(D .-Natl . ) , die Annahme des Ministers Dr. Mattes , er , Dr.
Schmitthenner , habe gegen die Freiheit der Fakultät gekämpft ,
beruhe auf einem Irrtum .

Der Präsident verliest dann ein Schreiben der Kommunisten ,
worin diese gegen den Ausschluß der Abgeordneten Bock , Klaus -
mann und Lechleiter Einspruch erheben und die Meinung ver -
treten , es sei eine Beeinflussung der Abstimmung beabsichtigt .

Präsident Duffner erklärt hierzu , es sei ihm niemals ein -
gefallen , die Abstimmung beeinflussen zu wollen . Das sei
wohl die gröbste Beleidigung , die man einem Präsidenten an -
tun kann . (ZustmMung . I Er habe bereits den Brrtrauens -
Männerausschuß einberufen , damit er sich mit der Angelegen -
heit befasse.

Um XX Uhr vertagt sich das Haus auf nachmittags Yii Uhr .
*

Sftcne Eingänge
Im Landtag sind verschiedene neue Anträge eingegangen , so

vom Zentrum über die Besoldungsverhältnisse der außerplan -
mäßigen Beamten , der Schulpraktikanten und entsprechend be-
schäftigten Assessoren ; von der Deutschen Voltspartei über die
Verteilung der Kredite der Bank für Jndustrieobligationeu im
Grenzland Baden , und von den Kommunisten über eine Miß -
trauenserklärung gegen das Staatsministerium und über die
Senkung der Pachtzinsen für Domänenparzelleu .

Gesuche sind u . a . eingegangen von der Wirtschaftlichen Ver -
einigung der Unternehmerverbände über die Gebäudesonder -
steuer und vom Badischen Beamtenbund über die Kürzung der
Stellenzulagen und über die Zahlung der Bezüge .

Nie Kotlage
dev ^ eubevsgememden

Der Badische Staatspräsident in Stetten a . k. M .
Am Montagvormittag traf der badische Staatspräsident Dr.

SVifi " ' Vertreter des Innenministers Landeskommissär
Wohrle und der Beseblshaber des Wehrkreises V, Herr Gene »
ral Liebmann , im Rathaus zu Stetten a . k. M . zu einer Be -
sprechung ein , über die uns berichtet wird :

Bürgermeister Graf entbot einen herzlichen Willkommengruß
und gab seiner Freude Ausdruck , daß der Staatspräsident die
Mühe nicht gescheut habe, einmal persönlich sich nach der Not -
läge der Heuberg - Gemeinden zu erkundigen . Der Vorsitzende
des Heuberg - Ausschusses legte sodann in beinahe zweistündiger
Ausführung die tragische Entwicklung des Truppenübungsplat -
zes Heuberg dar . Hauptlehrer Wiest als Vorsitzender des Ge -
werbeoereins schilderte die Notlage des Gewerbes und insbe -
sondere des Wirtsgewerbes , welches unter dem Eingang des
Übungsplatzes besonders schwer zu leiden hat . Bankvorstand
Hönes gab ein Bild über die Notlage der Landwirtschaft und
sodann ein Bild über die Gesamtlage . Ratschreiber Flad be-
wies an Hand von Zahlen die Richtigkeit der Ausführungen
seiner Vorredner . Für die Heuberg - Gemeinden sprachen noch
die Herren Bürgermeister Butz und Deufel .

General Waenker von Dankenfchweil formulierte sodann
seine Ausführungen in drei Forderungen , und zwar :

1 . Verlangt wird , daß Lager und Truppenübungsplatz ohne
jede Klausel der früheren Zweckbestimmung zurückgegeben
w &rde bei Wahrung der Rechte des Kinderheims . Es dürfe nicht
mehr vorkommen , daß wenn drei Viertel des Lagers leerstehen ,
daß das Kinderheim die militärische Benützung ablehne . Alle
Gebäude , die vom Kinderheim nicht benützt werden , müssen für
militärische Zwecke und Zwecke des Wehrsportes zur Verfügung
gestellt werden ;

2. wird verlangt vom Wehrkreiskommando und Reichswehr »
Ministerium , daß der Platz sodann , d . h . wenn er vom ' Kinder -
heim freigegeben ist . soweit es die militärischen Verhältnisse
erlauben , auch ausgenützt wird , und

3 . wird verlangt , daß die basische Regierung diese Frage
mit aller Energie unterstützt und dasür eintritt , daß sie so rasch
wie möglich verwirklicht werden .

Staatspräsident Dr. Schmitt zeigte für die Fragen großes
Verständnis und erklärte u . a ., daß er nicht als Vertreter einer
einzelnen Gruppe , sondern im Interesse der Gesamtheit hierher
gekommen sei, um sich persönlich ein Bild zu machen , wie die
Lage der Heuberg -Gemeinden sei. Herr Oberschulrat Ischl «
führte an , daß die Leitung des Kinderheims volles Ver -
ständnis für die Lage habe und ihrerseits auch alles tue , um
mitzuhelfen . Die Widerstände würden auch nicht von der An -
staltsleitung , sondern von der Vorstandschaft des Vereins kom-
men , die gegen gleichzeitige Belegung mit Kindern und Militär
die größten Bedenken habe . Der Befehlshaber der V . Division ,
General Liebmann , sagte seinerseits vollste Unterstützung zu ;
warnte aber vor übertriebenen Hoffnungen , da die heutige
kleine Reichswehr keinen Ers« tz bieten könne für unser Frie -
densheer . Was im Bereich der Möglichkeit liegt , wird jedoch
seitens der Division gern geschehen.

Landeskommissär Wöhrle , als Vertreter des Jnnenministe »
riums , hob aus die Bedeutung des Truppenübungsplatzes für
die Heuberg -Gemeinden und nicht zuletzt aber auch für die
Landwirtschaft und Viehzucht des ganzen badischen Oberlandes
ab . Er führte sehr zutreffend an , daß die Absätzmöglichkeiten
für Zucht - und Schlachtvieh sich immer mehr und mehr ver -
fchlechtern und er als Vorsitzender des Oberbadischen Zucht «
viehverbandes lege den größten Wert daraus , hier wieder ein
Absatzgebiet für die Landwirtschaft zu erschließen .

Staatspräsident Dr. Schmitt erklärte sodann , daß die Regie -
rung alles tun werde , um zu erreichen , daß die vom Kinder -
heim nicht benützten Gebäude ohne jede Einschränkung anderen
Verwendungszwecken , d . h . der militärischen Verwendung und
für Zwecke des Wehrsportes zur Verfügung gestellt werden .
Um die noch bestehenden Hindernisse und Schwierigkeiten zu
beheben , setzte er ein Komitee ein . bestehend aus den Herren
Generalleutnant Waenker von Dankenschweil , Landrat Dr. Bel¬
ker , Obetschulrat Jschler , Bürgermeister Graf und Ratschreiber
Flad als Schriftführer . Der Staatspräsident gab auch die Er -
klärung ab , daß die Regierung nicht die Absicht habe , die Ge -
schäftsstelle des Notariats aufzuheben , sondern daß man es
beim jetzigen Zustand belassen würde . Nach einem kleinen
Frühstück im „Kreuz " fand eine Besichtigung des Lagers statt ,
das leider durch sein Leerstehen mehr einer toten Stadt glich.

Bai .€ MscÄÄer Teil

Oie badische Aegievungskoalttion
Von Regierungsseite wird , dem „Bad . Beob ." geschrieben :
Die beiden Regierungsparteien , Zentrum und Deutsche

Bolkspartei , werden nach dem Ausscheiden der Sozialdemokra -
tischen Partei die Koalition fortsetzen . In der Besetzung des
Justizministeriums , des Unterrichtsministeriums und des Fi »
Nanzministeriums wird eine Änderung nicht eintreten . Das
freigewordene Innenministerium soll in kurzer Zeit wieder
besetzt werden . Das Staatsministerium wird deshalb zunächst
einen Vertreter für den zurückgetretenen Innenminister nicht
bestellen . Das Innenministerium soll im Falle einer Regie -
rungserweiterung im Zusammenhang mit dieser , sonst in un -
politischer Weise besetzt werden .

Reichsbaudavlehen für Eigenheime
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitgeteilt :
** Anträge auf Gewährung von ReichSbandarlehen für

Eigenheime sind unter Benützung des für Baudarlehen vorge»
schriebenen Fragebogens an den Bürgermeister der Gemeinde
zu richten , in der das Heim erstellt werden soll. Für die Ge -
Währung der Darlehen sind dem Lande Baden 560 000 Ml ' zur
Verfügung gestellt worden ^ Uber die Bewilligung entscheidet der
Minister des Innern . Das Reichsbaudarlehen soll in der Regel
1800 XK nicht übersteigen ; in besonderen Fällen darf es bis
zu 2000 M , erhöht werden . Falls eine zweite Wohnung einge -
baut wird , so darf ein weiterer Betrag bis zu 1000 M gewährt
werden . Kinderreiche Familien können ein Zusatzdarlehen bis
500 X ) i erhalten . Das Reichsbaudarlehen darf in keinem Fall
mehr als 25 v . H . der Bau - und Nebenkosten zuzüglich des
Werts von Grund und Boden betragen .

Berücksichtigt werden können nur Bewerber , die ein Eigen -
kapital von mindestens 30 v . H , des Bau - und Bodenwerts
nachweisen können . Die Baukosten der Heime ohne Wert des
Grundstücks werden in der Regel zwischen 4000 und 6000 Mg
liegen . Das Darlehen ist mit 1 v . H . jährlich zuzüglich der er -
sparten Zinsen zu tilgen . Der Zinsfuß beträgt 4 v . H , wenn
es einschließlich der im Rang vorgehenden und gleichstehenden
Rechte mitechöchstens 40 v. H . des Bau - und Bodenwerts aus »
läuft . Wird diese Wertgrenze überstiegen , so beträgt der Zins -
suß 5 v . H . für das ganze Kapital . Außerdem ist eine jährliche
Verwaltungsgebühr von Vt v . H . und eine einmalige Bear -
beitsgebühr von v . H . zu entrichten . Für die übrige Finan -
zierung . insbesondere für die 1 . Hypothek, muß der Bauherr
selbst sorgen ; das gleiche gilt für die Zwischenfinanzierung .
Die Auszahlung des Darlehens erfolgt durch die Deutsche
Bau - und Bodenbank in der Zeit vom 1 . Mai 1933 bis 1 . Au¬
gust 1934 .

Die Reichsbestimmungen und die erlassenen Landesbestim -
mungen sowie der Fragebogen «Formblatt 34) sind bei der
Druckerei G . Braun G . m . b. H . in Karlsruhe , Karl -Friedrich »
Straße 14, erhältlich .

BaftnaGiSluftbavkettett
Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitgeteilt :'
* * Im Hinblick auf den Ernst der Zeit und die Notlage des

deutschen Volkes werden hinsichtlich der Fastnachtslustbarkeiten
für das Jahr 1932/33 folgende Anordnungen getroffen :

1 . Karncvalistische Veranstaltungen jeglicher Art , insbeson¬
dere Masken - und Kostümbälle , sind auf Grund der §§ 30, 60
und 63 des Polizeistrafgesetzbuchs vor dem 4 . Februar 193Z
und ebenso nach dein Fastnachtdienstag gänzlich verboten . Die -
sem Verbot unterliegen auch private Veranstaltungen , die in
Wirtschaftsräumen oder alleren sonst der Öffentlichkeit zu-
gänglichen Räumen stattfinden .

2. Auf Grund des § 366 Ziffer 10 und 360 Ziffer 11 des
Reichsstrafgesetzbnchs wird jedes Fastnachtstreibe » auf öffeiit »
lichen Straßen und Plätzen untersagt . also , insbesondere alle
Faschingsaus - und -umzüge , sowie jedes faschingsartige Auf -
treten von Personen auf öffentlichen Straßen oder Plätzen .
Nicht verwehrt sind die in bestimmten Teilen des Landes iib-
lichen alihergebrachten «historischen) Gebräuche besonderen loka-
len Charakters , soweit sie sich in der Zeit vom Donnerstag vor
Fastnacht bis Fastnachtdienstag abspielen . Auch soll sich das
Verbot nicht auf Kinder unter 14 Jahren beziehen.

3 . Im übrigen werden die Polizeibehörden angewiesen , so-
weit es gesetzlich möglich ist, auf die Einschränkung der Fast -
nachtslustbarkeiten hinzuwirken , sowie dafür zu sorgen , daß
auch bei den zugelassenen Fastnachtsveranstaltungen alle Aus -
wüchse unterbleiben , insbesondere , daß die halbwüchsige Jugend
sowie Personen , die in ungeeigneter Kleidung erscheinen oder
sich unziemlich benehmen , ferngehalten oder entfernt werden .

Warnung vor Ankauf von Losen der Danziger
Dombau -Weihnachtslotterie im Deutschen Reich

Von der Pressestelle beim Staatsministerium wird mitge -
teilt :

** Neuerdings versucht die Firma W . Keuche ! & Co., Danzig ,
Hundegasse 11/12 , Angebote aus Lose der Danziger Dombau -
Weihnachts - Lotterie . veranstaltet von der „British Jnter -
national Association AG . in Zoppot -Danzig "

, bei der die
Gewinne zum Teil von dem Ergebnis eines Pferderennens in
Nizza abhängig sind , u . a . an Käth .

' Pfarrämter in Deutsch-
land anzubieten . Der Vertrieb und das Spielen dieser Lose
ist auf

'Grund des Lotteriegesetzes verboten . Da sich also auch
der Spieler strafbar macht , warnt das Badische Laudespolizei -
amt vor dem Ankauf dieser Löse.

Aus ren Parteien
Die Bezirksleitung der KPD . hat auf Antrag der. Orts »

gruppe Konstanz den Stadtrat Lieb (Konstanz ) mit sofortiger
Wirkung aus der Partei ausgeschlossen . Lieb hatte sich beim
Empfang des Erzbischofs im Konstanzer Rathaus beteiligt . In
der parteiamtlichen Verlautbarung heißt es : . „Ein solches Ver¬
halten ist mit der Zugehörigkeit zur SiPD . unvereinbar . Die
Bezirksleitung begrüßt die Initiative der Ortsgruppe Konstanz ,
die sofort durch ein Flugblatt die parteifeindliche Haltung des
Lieb gebrandmarkt hat und von ihm abgerückt ist .

"

Geschäftliches
Ein Weihnachtsratgeber , der Ihnen manche Sorge nimmt ,

liegt heute unserer Zeitung bei . Sechs Seiten , eng bedruckt,
mit vielen , vielen Vorschlägen der Firma Knopf , für das Weih-
nachtsfest , und doch sind es nur Ausschnitte aus einer Riesen -
auswahll Die Schwierigkeit , das richtige Geschenk zu finden ,
macht Jedem großes Kopfzerbrechen ; hier hilft die Firma Knopf
mit ihren zahllosen Anregungen . Mit Verständnis für die
Wünsche der zu Beschenkenden wurde die Auslese getroffen —
aber auch mit großem Verständnis für den Geldbeutel des Ge»
benden : die Preise sind erstaunlich niedrig , gemessen am Ge-
botenenl Die sechsseitige Beilage sollte Sie nun bei Ihre »
vorweihnachtlichen Einkäufen stets begleiten und von Ihn ««
immer wieder gerne zu Rate gezogen werden .
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Jki &etucker f . Mittwoch nachmittag WtfanuidUe sich
t 'tne große Trauevgemeinde in der EinsegnungShaA« des stadt.
KrieShofs. um der plötzlich verstorbenen Pmnistin »nd Seh -
» tut an der Barschen Musikhochschule Ell, Wei«e« tiker die
letzte Ehre zu eüoeisen. Die Trauerfeier umrahmten Musik -
Vorträge von Franz Philipp (Orgel ) und Elisabeth Reumann
(Violine), wahrend Prälat Dr. Stumpf die Einsegnung vor.
nahm . Mit der Heimgegangenen verliert Karlsruhe eme
Künstlerin, die vor allem unter ihrem frühere« Kamen Elly
von Grimm als ausgezeichnete Begleiterin bekannt geworden
war und sich gerne und oft auch in den Dienst wohltätiger
Veranstaltungen stellte.

Spendet für dir Karlsruher Kinder - Weihnachtsbescherims!

Suin Weihnachtsfest, an dem Tausende von armen Kindern nnr
ot und Elend schauen werden, ruft der Sra «e»»erri « die

Karlsruher Bevölkerung auf , die Weihnachtsbescherung von
1200 der ärmsten Karlsruher Kinder durch ihre mildtätigen
Gaben zu ermöglichen. Niemand in der ganzen Stobt sollte
im eigenen Heime die Lichter des Christbaumes anzünden , der
nicht sein Scherflein zur Bescherung armer Kinder heigetragen
hat . Staturalien - und Kleiderspenden, aber auch Geldgaden
« immt der Badische Frauenoerein vom Roten Kreuz. Garten -
Pratze 47. mit der Aufschrift : Weihnachtsgabe für die Karls-
ruher K inder-Weihiiachtsbcscherungentgegen . Über alle Gaben
wird öffentlich quittiert . Anmeldungen von Kinder» zur Teil -
nähme an der Bescherung können nur in der Schule bei der
Lehrerschaft erfolgen. Das Weihnachtsfest öffne die Herzen
und die Hände ! Leuchtende Kinderaugen werden allen Spen -
dern tausendfach danken!

Ein ungetreuer Beamter . Die Große Strafkammer Karlsruhe
verhandelte am Dienstag gegen den 49jährigen verbeiraleten
Wahnhofsinspektor Georg Diefenbacher. der als Bahnhofsvorstand
in Wilferdingen (bei Pforzheim ) , von Ende 1931 bis September
3932 rund 1700 RM . aus der Bahnhofskasse unterschlagen hatte .
Als Ursache für seine in vollem Umfang zugegebenen Ver-
Iehlungen bezeichnete der Angeklagte wirtschaftliche Schwierig-
eiten. in die er durch Erkrankung seiner Tochter und durch

größere Anschaffungen gekommen sei . Das Gericht verurteilte
ihn wegen erschwerter Amtsunkerfchlagung zu einer Gefäng¬
nisstrafe von einem Jahr . Zwei Monate Untersuchungshaft
weÄ>en angerechnet.

Verkehrsregelung. Zur Anzeige gelangten mehrere Nadsah-
rer, die das Haltezeichen der Verkehrsposten nicht beachteten
lpnd dadurch den Kreuzungsverkehr gefährdeten. Da sich in
letzter Zeit diese Verstöße ausfallend mehrten, ist die Polizei
gezwungen , schärfer als bisher gegen derartige Verkehrs-
gefährdung einzuschreiten.

Raubverfnch. Ecke Moltke - und Hindenburgstraße versuchte
gegen Mitternacht ein 26- bis 30jähriger Mann , einer Bank¬
angestellten die Handtasche zu entreißen . Als sie sich wehrte
« nd um Hilfe rief , schlug ihr der Täter gegen das Kinn und
flüchtete in den angrenzenden Hardtwald . Seine Verfolgung
wurde sofort von einem Polizeibeamten aufgenommen , der
«uf die Hilferufe herbeigeeilt war . Notruf und Polizei des
zuständigen Reviers wurden gleichzeitig mit Hilfe eines vor -
übergehenden Motorradfahrers alarmiert . Sie umstellten und
durchsuchten das angrenzende Waldstück und stellten einige Ver-
dächtige fest . Der Täter befand sich jedoch nicht unter ihnen,
Weitere Nachforschungen sind im Gange . t

Badisches Laxdestheater . Der heute abeud stattfindenden
Erstaufführung der Oper „Jlsebill " von Friedrich Klose wird
reges Interesse entgegengebracht. Die Vorstellung erhält noch
eine besondere Note dadurch, daß ihr der Textdichter der Oper ,
der hier wohnhafte Medizinalrat Dr. Hoffmann , beiwohnen,
wird .

Große Denker. Einführung in die Philosophie. — Unter die¬
sem Titel wird Professor Dn Hornefser von der Universität
Gießen , der durch seine Vorträge und Schriften weiten Kreisen
bekannt geworden, ist , einen Syklus von vier philosophischen
Korträgen halten . Diese sind nicht für die fachwissenschaftlich
Interessierten bestimmt, fondern für alle Kreise der Bildung.
Aie damit in die Grundideen der Philosophie eingeführt wer-
den sollen . Die Vorträge sind deshalb völlig klar und einfach ,
daß jeder ohne Schwierigkeit folgen kann. In unserer ver -
worrenen Zeit ist eine Klarung der Weltanschauung die wich -
tigste Voraussetzung für den Neubau des kulturellen und staat-
ticken Lebens, wozu Professor Hornefser mit seiner öffentlichen
Lehrtätigkeit beitragen will. Die Vorträge habe« einen großen

Zulauf gefunden, so daß sie sn manchen Städten wiederholt
werde« mußten . Die Vorträge werden im neuen Mnnz - Zavl ,
Waldstraße 79, stattfinden u . z . jeweils abends 8 Uhr, am Frei -
tag . den 2 . Dezember, Mittwoch, den 7. Dezember, Freitag ,
den S . Dezember, und Freitag , den 16. Dezember, Die Themen
lauten : 1 . die ältesten- Denker, 2. Sokrates , 8. Plaw , 4. Ari¬
stoteles in ihren Beziehungen zur E
über die alte Philosophie sollen später

estei
in ihren Beziehungen zur Gegenwart. Dem Zyklus

, . ,ophie sollen später Zhklei
' ~ "

hilosophie und die Philosophie der Gegenwart folgen . Die
yklen über die neuere

arten werden ausgegeben in der Musikalienhandlung Kurt
Reufeldt. Waldstraße 81, in der Buchhandlung Bielefeld am
Marktplatz und an der Abendkasse. Es gibt numerierte Dauer -
karten und nicht numerierte Einzelkarten zu einem Einheits -
preis .

Wetterbericht der Badische « Landeswetterwarte Karlsruhe
vom Donnerstagmorgen : Süddeutschland steht noch unter dem
Einfluß des kontinentalen Hochdruckgebietes , das aber jetzt all-
mählich nach Osten zurückweicht . Die im Norden liegenden
Zyklonen werden deshalb ihren Wirkungsbereich in der näch-
sten Zeit wieder bis zu den Alpen erweiter« . Für Freitag
kann noch mit vorwiegend trockenem Wetter gerechnet werden.
— Boraussage : Fortdauer der trockenen Witterung , zuneh-
mende Bewölkung und nur vereinzelte Nachtfröste.

Wasserstände: Waldshut 212 —2. Basel 13 —10, Kehl 251
—7, Maxau 415 —12, Mannheim 314 —17, Caub 250 —19 cm.

^ uvze Kathvltdten aus Vade «
Das Badische Gesetz- und Verordnungsblatt (Rr . 56 ) ent-

hält Verordnungen des Staatsministeriums : über die Vertei-
lung von Reichsmitteln aus der Reichswohlfahrtshilfe : des
Ministers des Innern : Bekämpfung des Kartoffelkäfers : des
Ministers der Finanzen : Die Bezirkseinteilung der Wasser-
und Straßenbauverwaltung .

bld . Heidelberz. 30 . Nov . Der neue Stadeutenaitsschuß , der
nach Anordnung des Ministeriums vorläufig auf zwei Se -
mester durch Neuwahl gebildet werden soll, wird vermutlich im
allgemeinen die gleichen studentischen Gruppen sehen, wie der
frühere Asta . Parteipolitische Fragen sollen künftig von der
Beratung und Beschlußfassungausgeschlossen fein.

DZ . Waldkirch , 1 . Dez. Gestern vormittag gerieten die
beiden, 10 und 5 Jahre alten Söhne des Schleusenwärters und
Chauffeurs Reichenbach von Kollnau mit ihrem Fahrrad in
den etwa 3 Meter tiefen Kollnauer Gewerbekanal und ertran -
ken. Erst einige Stunden später wurde das Fohlen der Kin-
der bemerkt, und diese tot mit ihrem Fahrrad aus dem Wasser
geborgen.
■ DZ. ^ Blumegg bei Waldshut , 1 . Dez . Gestern »achnutmg
brach in dem Anwesen des Landwirts Frei Fener aus , das
sich mit großer Schnelligkeit ausbreitete und das ganze Ge-
bäuöe in Schutt und Asche legte . Acht Schweine und fünf
Ferkel kamen in den Flamme « um. Der Brandschaden wird
auf etwa 40—50 000 RM . geschätzt. Der Besitzer ist nur
schwach versichert . Die Brandursache ist noch unbekannt , man
vermutet Kurzschluß.

Kandel «nd Wirtschaft
Devisennotierungen der ?ieichsbank

«Amtlich »

Amsterdam 100
Kopenhagen 100 Kr.
Italien
London .
New Kork
Paris . .
Schweiz .
Wiey 100
Prag . . .

100 L.
1 Pfd .

. 1 D.

. 100 Fr .

. 100 Fr .
Schilling
. 100 Kr.

1 Dezember 39 . November
«Sei» Brie , <8tU> » riet

169 .53 169 67 169.33 169.67
70 .53 70.67 69.53 69 .67
21 .40 21 .44 21 .46 21 .50
13 .54 13.58 13.35 13 .39
4 .209 4.217 4 .209 4 .217
16 465 16.495 16.46 16.50
80 .92 81 .08 80.92 81 .08
51 .95 52.05 51L5 52.05
12.465 12 .485 12.465 12.485

Devisenkontingente für Importeure im Jahre 1933 . Vor
einigen Tagen hat der Reichswirtschaftsmimster de« Dedrsen-
bewirtschaftungsstellen die erforderlichen Anweisungen für die
Devisenzuteilung für das erste Halbjahr 1933 zugehen lassen .
Die Anweisung bringt insofern eine Neuerung , als das De-

Visenkontingent künstig nicht mehr für ein Viertel-, sonder»
für ein halbes Jahr festgesetzt werden soll. Bei der Berechnungder Kontingente soll ausgegangen werden von den in den letzten
zwölf Monaten vor Eintritt der Devisenbewirtschaftung, also
dem Zeitraum vom 1. Juli 1930 bis 30. Juni 1931, für un¬
mittelbare Wareneinfuhr geleisteten Auslandszahlungen .

Karlsruher Lebensversicherungsbank «ad Favag . Wie wir
hören, sind die zwischen der Südwestdeutsche « Baut A.-G. in
Liquidation , Frankfurt a . M . , und der Karlsruher Lebensver-
ficherungsbank A. - G., Karlsruhe , schwebenden Prozesse durch
einen beide Parteien befriedigenden Vergleich gegenstandslos
geworden. Es handelt sich bekanntlich um eine Forderung der
Südwestbank aus kurz vor der Favag -Katastrophe erfolgten
Käufen von Favag - Aktien durch die 5KaÄsruher -Leben in Höhe
von netto rund 705 000 RM ., wohingegen letztere nicht nur
dieses Geschäft , sondern als Widerklägerin den außerdem in
1929 durchgeführten Kauf von rund 762 000 RM . Favag-Aktien
wegen arglistiger Täuschung durch den damaligen Vorstand
der Südwcstbank (Becker, Sauerbrey ) beanstandete. — Ferner
schwebte dem Grunde nach eine Feststellungsklage der Südwest-
bank, daß die Karlsruher -Leben als ihre Mitgrnnderin ge-
samtschuldnerisch für Schäden, die sich aus den Gründungs -
Vorgängen ergeben haben sollten, hastbar wäre . Nach unseren
Informationen hat die Karlsruher -Leben die für die Prozeffe
vorsorglich gestellten Rücklagen nur zum geringeren Teil für
den Vergleich beansprucht. Es ist erfreulich, daß diese Gesell -
schaft sich nunmehr von den letzten Folge« ihrer früheren Zu¬
gehörigkeit zum »savag-Konzern ohne jede Schädigung chrer
Versicherten befrei: hat, und daß durch den Vergleich die Li-
quidation der Südwestbank im Interesse ihrer Gläubiger nun -
mehr beschleunigt zu Ende geführt werden kann.

Katz & Klumpp AG., Gernsbach in Baden . In der ordent-
lichen Generalversammlung am Mittwoch wurde folgende Ta -
gesordnung erledigt : Vorlage des Geschäftsberichts und der
Bilanz nebst Gewinn - und Verlustrechnung für das Geschäfts-
jähr 1931, Beschlußfassung über die Genehmigung der Bila .»z
und der Gewinn - und Verlustrechnung, Beschlußfassung über
die Entlastung des Aufsichtsrates und de? Vorstandes. Wieder-
inkrastsetzung der bisherigen Satzungsbestimmungen (§ 10 und
15) über die Zusammensetzung und Bestellung des Aufsichts -
rates , sowie die Vergütung an dessen Mitglieder unter teil-
weiser Abänderung der bisherigen Bestimmungen über die
Vergütung . Die bisherigen Aufsichtsratsmitglieder sind wie -
dergewählt worden mit Ausnahme des Herrn Dr. Ganz , der
zurückgetreten ist. An seine Stelle tritt Herr Dr. Glessing.

Staatsameigev
Bekanntmachung.

Fastnachtslustbarkeiten 1933 .
Im Hinblick auf den Ernst der Zeit und die Notlage des

deutschen Volkes werden hinsichtlich der Fastnachtslustbarkeiten
für das Jahr 1932/83 folgende Anordnungen getroffen :

1 . Karnevalistische Veranstaltungen jeglicher Art , insbesou-
dere Masken- und Kostümbälle, sind auf Grund der §§ 30 , 60
und 63 des Polizeistrafgesetzbuchs vor dem 4. Februar 1933
und ebenso noch -btvn Fastnachtdienstag gänzlich verboten. Die-
fem Verbot unterliegen auch private Veranstaltungen , die in
Wirtschaftsräumen oder anderen sonst der Öffentlichkeit zu-
gänglichen Räumen stattfinden (vergleiche die Verordnung vom
30. März 1923, die Abhaltung von Tanzbelustigungen — Ge¬
setz - und Verordnungsblatt Seite 65 —) .

2. Auf Grund des 8 366 Ziffer 10 und § 360 Ziffer 11 des
Reichsstrafgesetzbuchs wird jedes Fastnachtstreiben auf offen/--
lichen Straßen und Plätzen untersagt , also insbesondere alte
Faschingsauf- und -umzüge, sowie jedes faschingsartige Auf -
treten von Personen auf öffentlichen Straßen oder Plätze».
Nicht verwehrt sind die in bestimmten Teilen des Landes
üblichen althergebrachten (̂ historischen ) Gebräuche besonderen
lokalen Charakters, soweit sie sich in der Zeit vom Donnerstag
vor Fastnacht bis Fastnachtdienstag abspielen. Auch soll sich
das Verbot nicht auf Kinder unter 14 Jahren beziehen.

3 . Im übrigen werden die Polizeibehörden angewiesen, so-
weit es gesetzlich möglich ist, auf die Einschränkung der Fast-
nachtslustbarkeiten hinzuwirken, sowie dafür zu sorgen, daß
auch bei den zugelassenen Fastnachtsveranstaltungen alle Aus-
wüchse unterbleiben , insbesondere, daß die halbwüchsige Jugend
sowie Personen , die in ungeeigneter Kleidung erscheinen oder
sich unziemlich benehmen, ferngehalten oder entfernt werden.

Karlsruhe , den 29. November 1932 .
Der Minister des Inner « :

Rückert . Staatsrat .

Bzidische Bank
Mannheim — Karlsruhe s899

Hinterlegungsstelle für Mündelvermögen
Münz - Saal ,Waldstr .79

■ jeTMUhr la | T 1 3 116 |

Einführung in die Philosophie

4 Vorträge »°» Dr . E. Horneffer
Profess . a. d . Universität Gießen

Große Denker
in ihren Beziehungen zur Gegenwart
Die Vorträge sind jedem Gebildeten verständlich.
— Gesamtkarten (mim .) zu 5,—, Einzelkarten

| su 1,50, Studenten u. Schülerkarten zu —.50 bei |
Bielefeld am Marktplatz und bei

Ktn -t Neufeld «
Waldstraße 81

Wisches LandesWter
Freitag , den 2. Dez. 1332

* F 10 Freitagmiete »
Th -Gem-, Ill -E -Gr^

1. Hälfte
Hflhmffltt Inn ni/fifftorhenn jvll jlvvvvli
Ein Stückv.FriedrichForster

Regie: Baumbach

Mitwirkende:
Bertram , Frauendorfer .
Genter , Kratzer, Gemmecke ,
Herz.HierlMens cherf.Kuhr,
Mehner. H . Müller. P .
Müller . Prüter .Schöuthaler,
Schulze. Haag . Harprecht,

Hey, Mateo

Anfang 2V Ende 22
Preise B (0,60- 3,90 m )

Sa . 3. 12. Die ägyptische
Helena. So . 4 . 12. Jlsebill

Im Konzertbaus :
Hhritz-Pyritz.

und sämtliche Drucks ?~hen
für Behörden liefert
prompt und preiswert
G. BRAUN G.M.B.H.
vorm . G. Braunsche Hof¬
buchdruckerei und Verlag
Karlsruhe , Karl—Friedrich -
Straße 14. Telef . 952 - 954

HMWhWtheleOmIMMhei»>
Bei der heute vorgenommenen Verlosung unserer

SV « <chem . Liquidations -Goldpfandbriese und
Certificate wurden die folgenden Pfandbrief -Reihen
zur Rückzahlung zum 2 . Januar 1333 gezogen :

Reihen 438. «67. 712, 771. 1756. 1302. 4221 .
Die Einlösung der Pfandbriefe erfolgt ab 2 . Januar

1933 zum Nennwerte in bar an unserer Kasse und den
sonstigen Einlösungsstellen gegen Rückgabe der Pfand¬
briefe sÄvie der nichtfälligen Zinsscheine (1 . Juli 1933
u. ff.) und Erneuerungsscheine . Die Verzinsung der
verlosten Pfandbrief « endigt am 31 . Dezember 1932 .

Bon früher verlosten Pfandbriefen und Certificate» der
Reihen : 831 , außer Ve^ insung seit 1 . Juli 1928,

„ 590, 854, 4505 , 3008 außer Beszinsung feit
1. Juli 1931 .

„ 695, 780, 2841 , 3006 außer Verzinsung seit
2. Januar 1932 sind noch eine erhebliche An-

zahl bisher nicht zur Einlösung vorgelegt worden.
Mannheim , den 29 . November 1932. M.159

Zentralhanöelsregister für Baden
Donaueschingen. C .701

In das Handelsregister B
Bd. I O . - Z. 22 wurde
heute Hur Firma Basische
Uhrenfabrik A. -G. in Furt -
Wangen eingetragen : Durch
Beschluß der Generalver -
sammlung vom 24 . Sep¬
tember 1632 ist die Gesell¬
schaft aufgelöst. Das bis-
herige Vorstandsmitglied
Eugen Braitsch, Fabrik-
direkter in Furtwangen , ist
Liquidator . Die Prokura
des Hermann Sutor ist er-
loschen.

Donaueschingen, 8 . No¬
vember 1932.

Amtsgericht .
Karlsruhe . (1 .733

Handelsregistereinträge.
1 . Belage Bekleidnngs-

Gesevschaft mit beschränk-
tcr Haftung, Karlsruhe .
Willi Korn , Kaufmann ,
Berlin -Neukölln . ist zum
Liquidator bestellt . Die
Vertretungsbefugnis des

Liquidators Ferdinand
Bender ist beendet.
18 . Nov. 1932.

2. Rheinische Blechware«-
werke. AktiengrseSschaft,
Filiale Karlsruhe in Karls -
ruhe. Hauptfitz Weißen-
thurm am Rhein . Durch
Beschluß der Generalver -
sammlung vom 29. April
1932 find die außer Kraft
getretene» Bestimmungen
des Gesellschaftsvertrags
der §§ 8 sBestellung und
Zusammensetzung des Auf-

fichtsvats) , 12 (Vergütung
des Aufsichtsrats) erneut
in Kraft gesetzt worden.
19. Nov . 1933.

3. Karlsruher Zweckspar-
gefcllfchaft mit beschränk-
ter Haftung , Karlsruhe .
lKaiferstr . 94.) Gegenstand
des Unternehmens : Die
Durchführung von Spar -
und Darlehensverträgen
im Wege der gegenseitigen
Selbsthilfe zu 1. Kauf von
Mobilien aller Art und
Zahlung von Restkaufgeld-
betragen . 2. Kauf von
Töchterausstattungen , Aus-
bringung vonAusbildungs -
und Studiengeldern . 3 . Ab-
lösung anderweitiger , für
obige Zweck « eingegange-
ner Verpflichtungen. 4. Ka-
pitalifiernng von Gehalt-
und Pensionsansprüchen.
Die Gesellschaft ist weiter-
hin befugt, gleichartige
ccker ähnliche Unterneh-
mungen zu erwerben, sich
an solchen Unternehmun-
gen zu beteiligen oder
deren Vertretung zu über»
nehmen . Bauspargeschäfte
im Sinne des tz 112 Abs . 1
des VerficherungsauffichtS-
gesetzes (Darlehen für die
Beschaffung oder Verbesse-
rung von Wohnungen oder
Siedlungen oder zur Ab -
lösung hierzu eingegange-
ner Verpflichtungen) sind
ausgeschlossen . Die Gesell -
schaft ist befugt. Zweig-
stellen zu errichten . Stamm¬

kapital : 20000 RM . Ge-
schäftsführer : Adsli Bruk-
Hz , Kaufmann , Karlsruhe .

gestellt und inzwischen am
2. und 9 . November 1932
geändert . Sind mehrere
Geschäftsführer bestellt , so
vertritt jeder die Gesell -
schaft allein . Sic Bekannt¬
machungen der Gesellschaft

erfolgen im Deutschen
Reichsanzeiger. 19. Novem -
ber 1932.

4. Heilmittelversorgung
Deutscher Krankenkasse«
A. -G ., Zweigstelle Karls-
ruhe. Hauptsitz Berlin . Die
Zweigniederlassung Karls -
ruhe ist aufgehoben.
22 . Nov . 1932 .

5. Sprudel — Magen¬
bitter , Aktiengesellschaft.
Karlsruhe . Von Amts w«-
gen eingetragen . Die Fi»
ma ist erloschen .

& F. Seweca . Eife«» r-
ßerei , Gesellschaft mit be-

schränkte! Haftung in
Karlsruhe-Mühlbury.

Durch Beschluß der
jellschaflerversammluna

vom 13. Juni 1981 wurde
das Stammkapital um

100 000 RM . auf 400000
Reichsmark herabgesetzt .
DurchGesellfchasterbeschlub
vom 18. Juni 1931 wurde
der Gesellschaftsvertrag M
8 4 geändert . LS. Novem«
ber 1982.

Amtsgericht fiorttwfcfe
Druck G . Braun . Karlsruhe


	[Seite 1252]
	[Seite 1253]
	[Seite 1254]
	[Seite 1255]

